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Gesetz
zur Änderung des Gemeindewahlgesetzes und 

des Landkreiswahlgesetzes 

Vom 22. Januar 1960

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird:

8 1

Art. .31 Abs. 2 des Gesetzes über die Wahl der 
Gemeinderäte  und  der Bürgermeister  (Gemeinde­
wahlgesetz)  in  der Fassung  der  Bekanntmachung 
vom 11. Dezember 1959 (GVB1. S.  267)  erhält fol­
gende Fassung:

„(2)  Scheidet  der  berufsmäßige  erste  Bürger­
meister während der Amtszeit aus, so findet, eine 
Neuwahl auf sechs Jahre innerhalb von drei Mo­

naten statt. Den Wahltermin bestimmt die Rechts­
aufsichtsbehörde. Neuwahlen, die danach zwischen 
dem  einer  allgemeinen  Gemeindewahl  voraus­
gehenden 1. Dezember und der allgemeinen Ge­
meindewahl abzuhalten wären, finden zusammen 
mit dieser Wahl statt. Die Amtszeit beginnt am 
Tage nach der Annahme der Wahl.“

§ 2

Art. 5 des Gesetzes über die Wahl der Kreistage 
und Landräte (Landkreiswahlgesetz) in der Fassung

der Bekanntmachung vom 11. Dezember 1959 (GVBI. 
S. 273) erhält folgende Fassung:

„Alt. 5

Neuwahl des Landrats

Scheidet  der  Landrat  während  der  Amtszeit 
aus, so findet eine Neuwahl auf sechs Jahre inner­
halb  von  drei  Monaten  statt.  Den  Wahltermin 
bestimmt die Rechtsaufsichtsbehörde  Neuwahlen, 
die  danach  zwischen  dem  einer  allgemeinen 
Landkreiswahl vorausgehenden 1. Dezembei  und 
der allgemeinen  Landkreiswahl  abzuhalten  wä­
ren, finden zusammen mit dieser Wahl statt. Die 
Amtszeit beginnt am Tage nach der Annahme der 
Wahl.“

§ S

(1) Für Neuwahlen nach den §§  1  und 2 dieses 
Gesetzes, die am 27. März 1960 stattfinden, gelten 
die §§ 4 und 5 des Gesetzes vom 28. November 1959 
(GVBI. S. 257) nicht..

(2) Dieses Gesetz ist dringlich; es tritt am 1. Fe­

bruar 1960 in Kraft.

München, den 22. Januar 1960

Der Bayerische Ministerpräsident

I. V. Dr. h. c. Rudolf Eberhard 
Stellvertreter des Ministerpräsidenten 
und Staatsminister der Finanzen
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Gesetz
zur Übertragung staatlicher Kassengeschäfte 

auf die Landkreise 
Vom 22. Januar 1960

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird:

Art. 1

(1) Der Freistaat Bayern überträgt den Land­
kreisen

1. die Einziehung der Kosten für die Amtshand­
lungen der Landratsämter als Staatsbehörden,

2. alle übrigen bisher von den Amtskassen der
Landratsämter wahrgenommenen Aufgaben mit
Ausnahme der Auszahlungen  aus dem  Aus­
gleichsfonds.
(2) Die Landkreise besorgen durch die Kreiskas­

sen die Aufgaben des Abs. 1 als Zahlstellengeschäfte 
für die Regierungshauptkassen.

(3) Art. 26 Abs. 3 des Kostengesetzes vom 17. De­
zember 1956 (BayBS III S. 442) wird aufgehoben.

Art. 2

Zur Abgeltung des Verwaltungsaufwands wird 
jedem Landratsamt aus dem Personalstand der bis­
herigen Amtskassen ein Staatsbeamter, den zehn 
Landkreisen, die am 1 Januar 1960 die höchste Ein­
wohnerzahl  aufweisen,  je ein weiterer  Staats­
beamter belassen. Landratsämtern, die Flüchtlings­
lager zu betreuen haben, verbleibt, solange die 
Lager bestehen, zusätzlich ein weiterer Staats­
beamter.

Art. 3

(1) Die Einziehung, der Nachweis und die Ab­
rechnung der Kosten und der sonstigen staatlichen 
Zahlungen bei den Kreiskassen werden durch eine 
gemeinsame Rechtsverordnung der Staatsministe­
rien des Innern und der Finanzen geregelt. Hierbei 
sind die für die Landkreise geltenden Kassenvor­
schriften  entsprechend  zu  berücksichtigen.  Die 
Finanzbehörden überwachen die Einziehung der 
Kosten.
(2) Die zur Durchführung des Gesetzes erforder­

lichen Verwaltungsvorschriften erlassen je für ihren 
Geschäftsbereich die Staatsministerien des Innern, 
der Finanzen und für Arbeit und soziale Fürsorge 
im gegenseitigen Einvernehmen.

Art. 4
Das Gesetz ist dringlich. Es tritt am 1. April 1960 

in Kraft.

München, den 22. Januar 1960

Dei Bayerische Ministerpräsident

I. V. Dr. h. c. Rudolf Eberhard 
Stellvertreter des Ministerpräsidenten 
und Staatsminister der Finanzen

Erste Verordnung
zur Durchführung des Gesetzes über die 
Errichtung und die Aufgaben einer Anstalt 
des öffentlichen Rechts „Der Bayerische 

Rundfunk“
Vom 20. Januar 1960

Auf Grund des Art. 21 des Gesetzes über die Er­
richtung und die Aufgaben einer Anstalt des öffent­
lichen Rechts „Der Bayerische Rundfunk“ vom 
22. Dezember 1959 (GVB1. S. 314) erläßt die Baye­
rische Staatsregierung folgende Verordnung:

§ 1
Zu Art. 6 Abs. 2 Ziff. 4 des Gesetzes:
Der Vertreter der Katholischen Kirche wird durch 
die katholischen Bischöfe der bayerischen Diözesen, 
der Vertreter der Evangelischen Kirche durch den 
Evangelisch-Lutherischen  Landeskirchenrat,  der 
Vertreter der Israelitischen Kultusgemeinden durch 
den Landesverband der Israelitischen Kultusgemein­
den in Bayern ernannt.

§ 2

Zu Art. 6 Abs. 2 Ziff. 5 bis 17 des Gesetzes:

Die Vertreter der(in Art. 6 Abs. 2 Ziff. 5 bis 17 
des Gesetzes genannten oder für die Wahl zustän­
digen Organisationen werden, soweit nichts anderes 
bestimmt ist, jeweils in geheimer Abstimmung 
durch die vertretungsberechtigten Organe gewählt. 
Dabei haben jede Industrie- und Handelskammer, 
jede Handwerkskammer, jede Universität sowie jede 
wissenschaftliche  und  Kunsthochschule  je  eine 
Stimme; die Pädagogischen Hochschulen werden 
durch die Universität repräsentiert, in die sie ein­
gegliedert sind.

§ 3

Zu Art., 6 Abs. 2 Ziff. 5, 7, 8, 11, 12, 15, 17 des 
Gesetzes:
(1) Zur Teilnahme an der Wahl sind grundsätzlich 

nur für ganz Bayern bestehende Spitzenorganisa­
tionen berechtigt, die durch ihr Wirken von erheb­
licher Bedeutung sind.

Bei denjenigen Organisationen, deren Tätigkeit 
sich auf das Bundesgebiet erstreckt, gilt die für 
ganz Bayern zuständige Unterorganisation (z. B. 
Landesverband Bayern, Landesbezirk Bayern usw.) 
als teilnahmeberechtigte Spitzenorganisation.

(2) Bestehen Unterorganisationen einer sich auf 
das Bundesgebiet erstreckenden Hauptorganisation 
nicht für ganz Bayern, so kann die jeweils stärkste 
Unterorganisation mit Zustimmung allenfalls be­
stehender anderer Unterorganisationen als Vertre­
terin aller bayerischen Mitglieder dieser Organisa­
tionsgruppe zur Teilnahme an den Wahlen zugelas­
sen werden.

§ 4

Zu Art. 6 Abs. 2 Ziff. 5, 7, 8, 11, 12, 15, 17 des 
Gesetzes:

Bestehen für das Sachgebiet der in Art. 6 Abs. 2 
Ziff. 5, 7, 8, 11, 12, 15, 17 genannten oder für die 
Wahl zuständigen Organisationen mehrere Spitzen­
organisationen, so wählen ihre Vorstände jeweils in 
geheimer Abstimmung im Verhältnis ihrer Mitglie­
derzahl eine aus 15 Personen bestehende Wahl­
versammlung. Diese Wahlversammlung wählt in 
geheimer Abstimmung einen Vertreter für die 
Dauer von zwei Jahren. Die Wahl ist gültig, wenn 
die Mehrheit der Mitglieder der Wahlversammlung 
an der Wahl teilgenommen hat.

§ 5

Zu Art. 6 Abs. 2 Ziff. 5 und 8 des Gesetzes:

(1) Teilnahmeberechtigt für die Wahl der Vertre­
ter der Gewerkschaften im Sinne von Art. 6 Abs. 2 
Ziff. 5 und 8 des Gesetzes sind die nach Art. 4 des 
Gesetzes über den Senat in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 22. Juli 1959 (GVB1. S. 217) zur 
Wahl der Senatoren teilnahmeberechtigten Spitzen­
organisationen der Arbeiter, der Angestellten und 
der Berufsbeamten.

(2) Entsprechend der Regelung in Art. 6 Abs. 2 
Ziff. 5 und 8 des Gesetzes und in Art. 4 Abs. 2 Satz 2 
des Gesetzes über den Senat dürfen die beiden Ge­
werkschaftsvertreter im Rundfunkrat nicht dersel­
ben Spitzenorganisation angehören. Bei der Neu-
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wähl der Mitglieder des Rundfunkrats ist ein Ver­
treter aus der zunächst nicht berücksichtigten Spit­
zenorganisation zu wählen.

(3) Die Reihenfolge, nach der die Spitzenörgani- 
sationen der Gewerkschaften Vertreter in den Rund­
funkrat wählen, wird von den Spitzenorganisationen 

festgelegt.

(4) § 4 findet keine Anwendung.

§ 6

Zu Art. 6 Abs. 2 des Gesetzes:

Entstehen  neue wahlberechtigte Organisationen, 
so können diese ihr Recht auf Vertretung vor den 
jeweils nächsten Wahlen beim Rundfunkrat (§ 7) 

geltend machen.

§ 7

Zu Art. 6 Abs. 4 des Gesetzes:

(1) Die wahlberechtigten Organisationen werden 
durch das Bayer. Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus bekanntgegeben. Die vom Bayer. Staats­
ministerium des Innern auf Grund des Gesetzes über 
den Senat geführten Verzeichnisse über wahlberech­
tigte Organisationen sind dabei entsprechend zu be­
rücksichtigen.

(2) Ist eine Wahl bei den in Art. 6 Abs. 2 Ziff. 5, 
7, 8, 11, 12, 15, 17 genannten oder für die Wahl zu­
ständigen Organisationen nicht ordnungs-oder frist­
gemäß möglich, so bestimmt das Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus den jeweiligen Vertreter 
auf Grund von Vorschlägen der vertretungsberech­
tigten Organe der einzelnen Organisationen.

(3) Dem Rundfunkrat obliegt die Entscheidung in 
sonstigen Fragen, welche die Vorbereitung und die 
Durchführung  der  Wahlen  betreffen,  sowie  die 
Überprüfung der Wahlen. Der Rundfunkrat kann 
diese Befugnisse einem von ihm gebildeten beson­
deren Ausschuß übertragen.

§ 8

Zu Art. 6 Abs. 4 des Gesetzes:

Die Wahlen haben bis spätestens einen Monat 
nach Bekanntgabe des neuen Wahlzeitraumes, erst­
malig bis zum 29. Februar 1960, zu erfolgen.

§ 9

Zu Art. 14 Abs. 1 des Gesetzes:

(1) Das Recht zur Inbetriebnahme eines Rund­
funkempfangsgerätes für Hörrundfunk oder Fern­
sehrundfunk wird durch Aushändigung einer Ge­
nehmigungsurkunde verliehen.

(2) In einer Wohnung können auf Grund ein und 
derselben Genehmigung nur dann mehrere Rund­
funkempfangsgeräte derselben Art in Betrieb ge­
nommen werden, wenn dies innerhalb einer Wohn­
gemeinschaft geschieht. Zur Wohngemeinschaft ge­
hören  Personen,  die den  gleichen  Haushaltungs­
vorstand haben.

(3) Die gebührenfreie Inbetriebnahme eines Kraft­
fahrzeug-  oder  Kofferrundfunkempfangs-Gerätes 
setzt voraus, daß diese Geräte als zweite Geräte 
betrieben  werden.  Für  den  Besitzer  derartiger 
Geräte muß also eine Tonrundfunkgenehmigung für 
dessen  Privathaushalt  (Wohngemeinschaft)  aus­
gestellt sein.

§ 10

(1)  Die  Verordnung  tritt  am  1.  Februar  1960 
in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die I. Verordnung zur Durch­
führung des Gesetzes über die Errichtung und die 
Aufgaben einer Anstalt des öffentlichen Rechts „Der

Bayerische  Rundfunk“  vom  9.  November  1948 
(BayBS H S. 638) außer Kraft.

München, den 20 Januar 1960

Der Bayerische Ministerpräsident
Dr. Hanns Seidel

Verordnung
zur Durchführung von Wahlen nach § 3 Abs. 1 
des Gesetzes zur Änderung des Gemeinde­
wahlgesetzes und des Landkreiswahlgesetzes 

vom 22. Januar 1960 (GVB1. S. 1)
Vom 25. Januar 1960

Auf Grund des Art. 41 des Gemeindewahlgesetzes 
und des Art. 10 des Lanidkreiswahlgesetzes, beide 
in der Fassung der Bek. vom 11. Dezember 1959 
(GVB1. S. 267) und des Gesetzes zur Änderung des 
Gemeindewahlgesetzes  und  des  Landkreiswahl­
gesetzes vom 22. Januar 1960 (GVB1. S. 1) wird be­
stimmt:

§ 1

Für  die  Vorbereitung  und  Durchführung  von 
Neuwahlen  berufsmäßiger  erster  Bürgermeister 
oder Landräte, die nach §§ 1 und 2 des Gesetzes zur 
Änderung des Gemeindewahlgesetzes und des Land­
kreiswahlgesetzes vom 22. Januar 1960 (GVB1 S. 1) 
am 27. März 1960 stattfinden, gilt die Wahlordnung 
vom 12. Januar 1956 (BayBS I S. 485V Sie gilt auch 
noch für Stichwahlen und Nachholungswahlen, die 
auf  Grund  von  Wahlen  nach  Satz  1  notwendig 
werden.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 1960 in Kraft.

München, den 25. Januar 1960

Bayerisches Staatsministerium des Innern 
Goppel, Staatsminister

Landesverordnung
über das Naturschutzgebiet „Schönleitenmoos 
im Wierlinger Forst“ in der Gemarkung 
Rechtis im Landkreis Kempten (Allgäu) 

Vom 21. Dezember 1959

Auf Grund der §§ 4, 12 Abs. 2, 13 Abs. 2 und 15 
Abs. 1 Satz 2 des Naturschutzgesetzes vom 26. Juni 
1935 (RGBl. I  S. 821)  i.  d. F.  der Gesetze  vom 
29. September 1935 (RGBl. I S. 1191), vom 1. De­
zember 1936 (RGBl. I S. 1001) und vom 20. Januar 
1938 (RGBl. I S. 36) in Verbindung mit § 1 der Ver­
ordnung  über  die  Zuständigkeit des  Staatsmini­
steriums des Innern auf dem Gebiete des Natur­
schutzes vom 13. September 1948 (BayBS I S. 209) 
erläßt das Staatsministerium des Innern als Oberste 
Naturschutzbehörde folgende Verordnung:

§ 1

Die im Forstbezirk Wierlinger Wald 1 km nord­
östlich von  Hellengerst  (Landkreis Kempten) ge­
legene  Staatswaldabteilung  Schönleitenmoos  wird 
in dem im " 2 Abs. 1 näher beze’chneten Umfange 
mit dem Tage des Inkrafttretens dieser Verord­
nung  in  das  Landesnaturschutzbuch  eingetragen 
und damit unter Naturschutz gestellt.

§ 2

(1) Das Schutzgebiet hat eine Größe von 22,9 ha 
und umfaßt in der Gemarkung Rechtis die Flur­
stücke Nr. 176, 177, 184 und 185.

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes sind in einer 
Karte  1:25 000  und  einer  Kartenhandzeichnung 
1:5000 rot eingetragen, die beim Bayer. Staats-
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ministerium  des  Innern  —  Oberste  Naturschutz­
behörde — in München niedergelegt sind.  Weitere 
Ausfertigungen dieser Karten befinden sich bei der 
Bayer.  Landesstelle für  Naturschutz in  München, 
bei der Regierung von Schwaben, beim Landrats­
amt Kempten und beim Forstamt Kürnach.

§ 3

(1)  im  Schutzgebiet ist es  gemäß  §  16  Abs.  2 
NatSchG — unbeschadet  der besonderen  Bestim­
mungen des nachstehenden Absatzes 2 und der bis­
herigen Benutzungsart — verboten, ohne Genehmi­
gung Veränderungen vorzunehmen.

(2) Im besonderen ist es verboten:

a) Pflanzen  abzupflücken,  auszugraben  oder  mit 
Wurzeln, Knollen, Zwiebeln auszureißen,

b) Bergkiefern  zu  fällen  oder deren  Bestände zu 
roden, wenn  es sich nicht  um  die Beseitigung 
abständigen Materials handelt,

c) freilebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig 
zu beunruhigen, zu ihrem Fang geeignete Vor­
richtungen anzubringen, sie zu fangen oder zu 
töten, Eier oder Nester und sonstige Brut- und 
Wohnstätten  oder Gelege solcher Tiere fortzu­
nehmen  oder  zu  beschädigen,  unbeschadet der 
berechtigten Abwehrmaßnahmen gegen Kultur­
schädlinge,

d) Pflanzen  oder  Tiere  einzubringen,  Mooswiesen 
aufzuforsten,

e) eine andere als die nach § 4 zugelassene wirt­
schaftliche Nutzung auszuüben,

f) zu  zelten,  Feuer  anzumachen,  Abfälle  wegzu­
werfen oder das Gelände auf andere Weise zu 
beeinträchtigen,

g) Bodenbestandteile  abzubauen,  Grabungen  und 
Sprengungen  vorzunehmen,  Müll  oder  Schutt 
abzulagern  oder  die  Bodengestalt  auf  andere 
Weise, auch durch Abtorfung, zu verändern oder 
zu beschädigen,

h) die natürlichen Wasserläufe und Wasserflächen, 
den Grundwasserstand, den Zu- und Ablauf des 
Wassers  zu  verändern,  insbesondere  Dränagen 
vorzunehmen  oder  Entwässerungsgräben  zu 
ziehen,

i) Wege  und  Straßen  anzulegen  oder  bestehende 
zu verändern,

k) Bauten  gleich  welcher  Art,  einschließlich  der 
baurechtlich nicht genehmigungspflichtigen Zäune 
und Einfriedungen  oder Drahtleitungen zu er­
richten,

l) Bild-  und  Schrifttafeln  anzubringen,  die  nicht 
auf  den  Schutz  des  Gebietes  hinweisen  oder 
dem Verkehr dienen.

§ 4

(1) Unberührt bleiben, abgesehen von dem Ver­
bot in § 3 Abs. 2 Buchst, b, die forstliche und jagd­
liche Nutzung im bisherigen Umfang.

(2) In besonderen Fällen kann die Regierung von 
Schwaben  Ausnahmen  von  den  Verboten  dieser 
Verordnung zulassen.  Die Genehmigung kann an 
Auflagen gebunden werden.

§ 5

Wer vorsätzlich dem Verbot des § 3 zuwiderhan­
delt oder den  nach § 4 Abs. 2 verhängten Auf­
lagen nicht Folge leistet, wird nach § 21 Abs. 1 des 

Naturschutzgesetzes mit Gefängnis bis zu zwei Jah­
ren  oder  mit  Geldstrafe  oder  mit  Haft  bestraft. 
Wer  die  Tat  fahrlässig  begeht,  wird  nach  §  21 

Abs. 3 des Naturschutzgesetzes mit Geldstrafe bis 
zu einhundertfünfzig Deutsche Mark oder mit Haft 
bestraft.  Daneben kann nach § 22 des Naturschutz­
gesetzes  auf  Einziehung  der  beweglichen  Gegen­
stände,  die  durch  die  Tat  erlangt  sind,  erkannt 
werden.

§ 6

Diese  Verordnung tritt  am  1.  Februar  1960  in 
Kraft.  Sie gilt 20 Jahre.

München, den 21. Dezember 1959

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Goppel, Staatsminister

Verordnung

über die Blutgruppenbestimmung bei 
Besamungsbullen
Vom 23. Dezember 1959

Aufgrund der §§ 1 Abs. 1 Satz 2 und 10 Abs. 2 

des Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete der 
tierischen Erzeugung (Tierzuchtgesetz) vom  7. Juli 
1949  (WiGBl.  1949  S.  181)  erläßt  das  Bayerische 
Staatsministerium  für  Ernährung,  Landwirtschaft 
und Forsten folgende Verordnung:

§ 1
Bullen dürfen in der künstlichen Besamung nur 

verwendet  werden,  wenn  ihre  Blutgruppe  be­
stimmt ist.

§ 2
Zuwiderhandlungen gegen die Vorschrift des § 1 

werden nach Maßgabe des § 9 des Gesetzes über 
Maßnahmen auf dem Gebiete der tierischen Erzeu­
gung  (Tierzuchtgesetz)  vom  7.  Juli  1949  (WiGBl. 
S. 181) bestraft

§ 3

Diese Verordnung tritt am 1. März 1960 in Kraft.

München, den 23. Dezember 1959

Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten

Dr. Dr. Hundham mer, Staatsminister

Landesverordnung

über das Naturschutzgebiet „Rohrbachtobel 
im Wierlinger Forst“ in den Gemarkungen 
Buchenberg und Memhölz im Landkreis 

Kempten
Vom 28. Dezember 1959

Auf Grund der §§ 4, 12 Abs. 2, 13 Abs. 2 und 15 
Abs. 1 Satz 2 des Naturschutzgesetzes vom 26. Juni 
1935 (RGBl. I S. 821) i.d.F. der Gesetze vom 29. Sep­
tember 1935 (RGBl. I S 1191), vom 1. Dezember 1936 
(RGBl. I S. 1001) und vom 20. Januar 1938 (RGBl. I 
S. 36) in Verbindung mit § 1 der Verordnung über 
die Zuständigkeit des Staatsministeriums des Innern 
auf dem Gebiete des Naturschutzes vom 13. Septem­
ber 1948 (BayBS I S. 209) erläßt das Staatsmini- 
sterium des Innern als Oberste Naturschutzbehörde 
folgende Verordnung:

§ 1

Der Rohrbachtobel im Wierlinger Forst mit seinen 
Nord- und Südhängen in den Gemarkungen Buchen­

berg und Memhölz im Landkreis Kempten wird in 
dem im § 2 Abs. 1 näher bezeichneten Umfange mit 
dem Tage des Inkrafttretens dieser Verordnung in 
das Landesnaturschutzbuch eingetragen und damit 
unter Naturschutz gestellt.

§ 2

(1) Das Schutzgebiet hat eine Größe von 13,4672 ha 
und umfaßt:

in der Gemarkung Buchenberg
die Flurstücke Nr. 2285 (Teilfl.), 2284, 2277 (Teilfl.),
2277 b, 2286 (Teilfl.),

in der Gemarkung Memhölz
die Flurstücke Nr. 1079 (Teilfl), 1080 (Teilfl.), 1081 

(Teilfl.), 1086, 1087, 1088, 1089.
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(2) Die Grenzen des Schutzgebietes sind in einer 

Karte 1:25 000  und  einer  Katasterhandzeichnung 

1 : 5000 rot eingetragen, die beim Staatsministerium 

des Innern in München als Oberster Naturschutz­
behörde niedergelegt sind. Weitere Ausfertigungen 

dieser Karten befinden sich bei der Bayer. Landes­

stelle für Naturschutz in München, bei der Regie­

rung von Schwaben und beim Landratsamt Kempten.

§ 3

(1)  Im  Schutzgebiet  ist es gemäß  §  16  Abs.  2 

NatSchG  —  unbeschadet  der  besonderen  Bestim­

mungen des nachstehenden Absatzes 2 und der bis­

herigen  Benutzungsart  —  verboten,  ohne  Geneh­
migung Veränderungen vorzunehmen.

(2) Insbesondere ist es verboten:

a) Pflanzen  abzupflücken,  auszugraben  oder  mit 

Wurzeln, Knollen, Zwiebeln auszureißen,

b) freilebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig 

zu beunruhigen, zu ihrem Fang geeignete Vor­

richtungen anzubringen,  sie zu  fangen oder zu 

töten,  Nester,  sonstige  Brut-  und  Wohnstätten 

oder Gelege solcher Tiere fortzunehmen oder zu 

beschädigen,  unbeschadet  der  berechtigten  Ab­
wehrmaßnahmen gegen Kulturschädlinge,

c)  eine andere als die nach § 4 zugelassene wirt­
schaftliche Nutzung auszuüben,

d) zu zelten, zu lärmen, Feuer anzumachen, Abfälle 

wegzuwerfen oder das Gelände auf andere Weise 
zu beeinträchtigen,

e) die  Bodengestalt  zu  verändern,  Bodenbestand­

teile  abzubauen,  Grabungen  und  Sprengungen 

vorzunehmen, Schutt und anderes abzulagern,

f)  die  natürlichen  Wasserläufe  und  Wasserflächen 

sowie den Grundwasserstand, den Zu- und Ab­
lauf des Wassers zu verändern,

g) Bauten  gleich  welcher  Art,  auch  baurechtlich 

nicht genehmigungspflichtige Zäune und Einfrie­
dungen, sowie Drahtleitungen zu errichten,

h) Bild- und Schrifttafeln anzubringen, soweit sie 

nicht auf den Schutz des Gebietes hinweisen.

§ 4

(1)  Unberührt  bleiben  die  forst-  und  landwirt­

schaftliche Nutzung im bisherigen Umfang und die 

rechtmäßige Ausübung der Jagd und Fischerei.

(2) In besonderen Fällen kann die Regierung von 

Schwaben Ausnahmen von dem Verbot dieser Ver­

ordnung zulassen. Die Genehmigung kann an Auf­
lagen gebunden werden.

§ 5

Wer vorsätzlich dem Verbot des § 3 zuwiderhan­

delt oder den nach § 4 Abs. 2 verhängten Auflagen 
nicht Folge leistet, wird nach § 21 Abs. 1 des Natur­

schutzgesetzes  mit  Gefängnis  bis  zu  zwei  Jahren 

oder  mit  Geldstrafe  oder  mit  Haft bestraft.  Wer 

die Tat fahrlässig begeht, wird  nach § 21  Abs. 3 

des Naturschutzgesetzes mit Geldstrafe bis zu ein­

hundertfünfzig Deutschen Mark oder mit Haft be­

straft.  Daneben kann  nach § 22  des Naturschutz­
gesetzes  auf  Einziehung  der  beweglichen  Gegen­

stände,  die  durch  die  Tat  erlangt  sind,  erkannt 
werden.

§ 6

Diese  Verordnung  tritt  am  1.  Februar  1960  in 

Kraft. Sie gilt 20 Jahre.

München, den 28. Dezember 1959

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Goppel, Staatsminister

Landesverordnung

über das Naturschutzgebiet „Karwendel und 

Karwendelvorgebirge“ in den Gemarkungen 

Lenggries, Mittenwald , Krün, Wallgau in den 

Landkreisen Bad Tölz und Garmisch- 

Partenkirchen 

Vom 29. Dezember 1959

Auf  Grund  der  §§  4,  12  Abs. 2,  13  Abs. 2  und 

15  Abs. 1  Satz  2  des  Naturschutzgesetzes  vom 
26. Juni  1935 (RGBl. I S. 821) in der Fassung der 

Gesetze vom 29. September 1935 (RGBl. I S. 1191), 

vom 1. Dezember 1936 (RGBl. I S.  1001) und vom 

20. Januar 1938 (RGBl. I S. 36) in Verbindung mit 

§  1  der  Verordnung  über  die  Zuständigkeit  des 

Staatsministeriums  des  Innern  auf  dem  Gebiete 

des Naturschutzes vom 13. September 1948 (BayBS I 

S. 209) erläßt das Staatsministerium des Innern als 
Oberste  Naturschutzbehörde  folgende Verordnung:

§ 1

(1) Das Karwendel und das Karwendelvorgebirge 

zwischen  Isar,  Walchen  und  Landesgrenze  in  den 

Gemarkungen Mittenwald, Krün, Wallgau, Jachenau 

und Lenggries  in den  Landkreisen  Garmisch-Par­

tenkirchen  und  Bad  Tölz  werden  in  dem  in  §  2 

Abs.  1  näher bezeichneten  Umfang  mit  dem Tag 
des Inkrafttretens dieser Verordnung in das Lan­

desnaturschutzbuch  eingetragen  und  damit  unter 

Naturschutz gestellt.

(2) Die Grenze des Schutzgebietes wird im Süden 

und  Osten  durch  die Landesgrenze  bestimmt.  Die 
westliche  und  nördliche  Grenze  verläuft  vom 

Scharnitz-Paß rechtsseitig der Isar mit Aussparun­
gen im Talboden bis zur Krüner Brücke, ab Krüner 

Brücke  unmittelbar  entlang  dem  linken  Isarufer 

bis Punkt  864,6  und  von  dort entlang der Straße 

Wallgau—Vorderriß—Fall  bis  Punkt  748,  sodann 
weiter  über  Kohlstattl — Brand — Kohlstatt  bis 

Punkt 790 und von hier aus entlang dem Höchst­
stau des Sylvensteinspeichers (Kote 760 m ü. NN), 

der südlichen Kante der Straße Sylvensteindamm — 

Achental bis Landesgrenze ostwärts Punkt 806.

§ 2

(1)  Das  Schutzgebiet  hat  eine  Größe  von  rd. 

19 000 ha und umfaßt die nachstehend aufgeführten 

Grundstücke:

a) in der Gemarkung Mittenwald

die Flurstücke Nr. 2900 bis 2905  (Aschau-Alm), 

2992  bis 2996  (Rehberg-Alm),  2977  (Zunden- 

weiskopf), 3111  (Klein-Karle), 2980'/s, 3010'/*, 
3011. 3014 bis 3019, 30191/- (Vereinsalpe),

b) in der Gemarkung Krün
die Flurstücke Nr. 94 bis 100 und 1170,

c) in der Gemarkung Wallgau
die Flurstücke Nr. 792 bis 796. 798 und 799,

d) in der Gemarkung Jachenau
die Flurstücke Nr. 1362 a, b, 1368 bis 1368/4, 1369 

bis 1371, 1375, 1376, .13.79 (Teilfläche), 1382 bis 

1384,  1385,  1387  bis  1389,  1390,  1391  (Teil­

fläche),  1392  (Teilfläche),  1394,  1394/1,  1398, 
1399,  1402  (Teilfläche),  1404  (Teilfläche),  1482 

bis 1484,

e) in der Gemarkung Lenggries
die  Flurstücke  Nr.  5315,  5316,  5319  (Teilfläche), 

5351 bis 5354, 5357 bis 5360, 5362, 5363 (Teil­

fläche), 5364  bis 5371, 5373, 5375 bis 5379, 5381 

bis 5387, 5389, 5390, 5393 bis 5398, 5400, 5407 

bis 5410, 5412 bis 5418 b, 5421  bis 5501, 5503 

bis 5515,  5517  bis 5519,  5521,  5522, 5524 bis 

5526, 5528 bis 5539, 5541 bis 5547, 5550, 5552,
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5553,  5556,  5562  bis  5564,  5566  bis  5574,  5583 

bis 5609,  5611  bis 5617, 5619, 5620,  5622,  5625 

bis  5640,  5642,  5648,  5650  bis  5687,  5689  bis 

5692, 5695 bis 5717, 5739  (Teilfläche), 5741  bis 

5747/4,  5749,  5750,  5755  bis  5758,  5760,  5762 

bis 5800,  5801  bis 5825/1,  5832 bis 5840,  5842 

bis 5862, 5866 bis 5868.

f)  im Forstamtsbezirk Mittenwald 

die Staatswalddistrikte

I  Fermersbach

II  Hinteres Karwendelgebirge

III  Seinsbach

IV  Seins — südlich

VI  Karwendelniederung

VII  Vorderes Karwendelgebirge

XXX  Fischbach

XXXI  Seins — nördlich

XXXII Krüner Viehweide (Teilfläche),

g) im Forstamtsbezirk Fall 

die  Staatswalddistrikte

II  Jägerberg

III  Roßkopf

IV  Dürnberg

V  Lerchkogel

VI  Krottenbach

VII  Moosberg

VIII Grammersau

IX  Grasberg.

(2)  Die  Grenzen  des  Schutzgebietes sind  in  eine 

Karte  1 : 25 000  ro t eingetragen,  die  beim  Staats­

ministerium des Innern in München als der Ober­

sten  Naturschutzbehörde  niedergelegt  ist.  Weitere 

Ausfertigungen  dieser Karte befinden  sich  bei  der 

Bayer.  Landesstelle  für  Naturschutz  in  München, 

der  Regierung  von  Oberbayern  in  München,  den 

Landratsämtern in Bad Tölz und Garmisch-Parten­

kirchen und bei den Forstämtern Fall und Milten- 

wald.

§ 3

(1) Im Schutzgebiet ist es gemäß §  16 Abs. 2 des 

Naturschutzgesetzes — unbeschadet der besonderen 

Bestimmungen  des  nachstehenden  Absatzes 2  und 

der»bisherigen Benützungsart — verboten, ohne Ge­

nehmigung Veränderungen vorzunehmen.

(2)  Insbesondere ist es verboten:

a) von  nichtgeschützten  Pflanzen  mehr  als  einen 

Handstrauß zu entnehmen oder Wurzeln,  Knol­

len  oder Zwiebeln solcher Pflanzen auszureißen 

oder  auszugraben;  geschützte  Pflanzen  dürfen 

nach §§ 4 und 5 der Naturschutzverordnung we­

der  beschädigt  noch  von  ihrem  Standort  ent­

fernt werden;

b) freilebenden  Tieren nachzustellen,  sie  mutwillig 

zu  beunruhigen,  zu  ihrem  Fang geeignete  Vor­

richtungen  anzubringen,  sie  zu  fangen  oder  zu 

töten, unbeschadet der berechtigten Abwehrmaß­

nahmen gegen Kulturschädlinge;

c)  die  Pflanzen  oder  die  Tierwelt  durch  standort- 

fremde Arten zu verfälschen;

d) Abfälle wegzuwerfen oder das Gelände auf an­

dere Weise zu verunreinigen oder zu beeinträch­

tigen;

e) an anderen als den von den Landratsämtern Bad 

Tölz  und  Garmisch-Partenkirchen  bestimmten 

Plätzen  zu  zelten;  zu  parken  sowie  die  Wege 

— ausgenommen die Straße Vorderriß —Oswald­

hütte —  mit  Kraftfahrzeugen  aller  Art  zu  be­
fahren;

f)  eine  andere  als die  nach  §  4  zugelassene  wirt­

schaftliche  Nutzung auszuüben;

g) die  Bodengestalt  zu  verändern,  Bodenbestand­

teile abzubauen, neue Wege anzulegen, Grabun­

gen oder Sprengungen vorzunehmen, Schutt und 

anderes abzulagern;

h) die  natürlichen  Wasserläufe  und  Wasserflächen 

und deren Ufer oder den Grundwasserstand  zu 

verändern;

i)  Bauwerke gleich  welcher Art  einschließlich  der 

baurechtlich nicht genehmigungspflichtigen Zäune 

und  Einfriedungen  zu  errichten,  ausgenommen 

Abgrenzungen, die für die forst-  und  landwirt­

schaftliche Nutzung notwendig sind;

k) vorhandene  Gebäude,  auch  Unterkunftshütten 

jeder Art zu anderen als den bisherigen Zwecken 

zu benützen;

l)  Seilbahnen  jeder  Art  —  ausgenommen  die  ge­

nehmigte  Karwendelseilbahn  —  und  Drahtlei­

tungen zu errichten;

m) Schießübungen mit scharfer Munition  aller Ka­

liber durchzuführen;

n) Bild-  und  Schrifttafeln  anzubringen,  die  nicht 

ausschließlich auf den Schutz des Gebietes hin- 

weisen.  Wegmarkierungen und W arntafeln dür­

fen nur im Benehmen mit der Forstbehörde und 

dem Landratsamt als unterer Naturschutzbehörde 

angebracht werden.

§ 4

(1) Unberührt bleiben

a) die  forst-  und  landwirtschaftliche  Nutzung  und 

die Alm- und Weiderechte im Rahmen der beim 

Inkrafttreten  dieser  Verordnung  bestehenden 

dinglichen  Rechte;  hierzu  gehören  auch  die auf 

Grund  der  Alm-  und  Weiderechte  notwendig 

werdenden  Wasserversorgungsanlagen  und  We­

gebauten  sowie  das  Schwenden  aufkommenden 

Gesträuchs  zur  ungeschmälerten  Erhaltung  der 

Weideflächen;

b) die rechtmäßige Jagd- und Fischereinutzung;

c)  die  Benutzung  der  Straßen  und  Wege  in  Aus­

übung der Rechte nach a und b;

d) die bergrechtlich verliehenen  Ausbeutungsrechte 

auf Bitumen  in  der Grube  „Kurt“  in Schröfeln 

(Fl.St.Nr  5786, Gemarkung Lenggries).

(2) In besonderen Fällen kann die Regierung von 

Oberbayern — Höhere Naturschutzbehörde — Aus­

nahmen  von dieser Verordnung  zulassen.  Die  Ge­

nehmigung kann an Auflagen gebunden werden.

§ 5

Wer vorsätzlich dem Verbot des § 3 zuwiderhan­

delt oder den nach § 4 Abs. 2 verhängten Auflagen 

nicht Folge leistet, wird nach § 21 Abs. 1 des Natur­

schutzgesetzes  mit  Gefängnis  bis  zu  zwei  Jahren 

oder  mit  Geldstrafe  oder  mit  Haft  bestraft.  Wer 

die Tat fahrlässig begeht, wird nach § 21 Abs. 3 des 

Naturschutzgesetzes mit Geldstrafe bis  zu  einhun­

dertfünfzig Deutschen Mark oder mit Haft bestraft. 

Daneben  kann  nach  §  22  des  Naturschutzgesetzes 

auf  Einziehung  der  beweglichen  Gegenstände,  die 

durch  die Tat erlangt sind, erkannt werden.

§ 6

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Februar 1960 in 

Kraft. Sie gilt 20 Jahre.

(2) Gleichzeitig werden aufgehoben

a) die  bezirkspolizeiliche  Vorschrift  des  Bezirks­

amtes  Garmisch  vom  5.  11.  1924  (veröffentlicht 

im  Garmisch-Partenkirchener  Tageblatt  vom 

10. 11. 1924 Nr. 263 und StAnz. 1951 Nr. 18),

b) die  bezirkspolizeiliche  Vorschrift  des  Bezirks­

amtes  Tölz  vom  26.  8.  1925  (veröffentlicht  im 

Tölzer Kurier vom 29. 8. 1925 Nr. 198 und StAnz. 

1951 Nr. 18),
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c) die Entschließung des Bayer. Staatsministeriums 
des Innern Nr. 4078 — 0 — 17 vom 24. 5. 1924 
über das Naturschutzgebiet Karwendel.

München, den 29. Dezember 1959

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Goppel, Staatsminister

Verordnung
über die Zuständigkeiten nach dem 

Telegraphenwegegesetz 

Vom 30. Dezember 1959

Auf Grund der §§ 13 Abs. 2 und 14 des Tele­
graphenwegegesetzes vom 18. Dezember 1899 (RGBl. 
S. 705) erläßt das Bayerische Staatsministerium für 
Wirtschaft und Verkehr folgende Verordnung:

§ 1

Untere Verwaltungsbehörden im Sinne des Tele­
graphenwegegesetzes  sind  die Kreisverwaltungs­
behörden,  höhere Verwaltungsbehörden  die Re­
gierungen.

§ 2

Die Ersatzansprüche nach den §§ 2, 4, 5 und 6 
des Telegraphenwegegesetzes sind bei der Regie­
rung geltend zu machen, in deren Bezirk die Er­
richtung, Verlegung,  Änderung oder Beseitigung 
der Telegraphenleitung erfolgt.

§ 3

Berührt die Telegraphenlinie die Gebiete meh­
rerer  zuständiger Verwaltungsbehörden,  so wird 
die  zuständige  Verwaltungsbehörde  durch  die 
nächsthöhere Behörde bestimmt.

§ 4

Diese Verordnung tritt am 30. Dezember 1959 in 
Kraft.

München, den 30. Dezember 1959

Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft und Verkehr

Dr. Otto Schedl, Staatsminister

Sechste Verordnung 
über die Übertragung von Aufgaben der 
Bayer. Landpolizei auf die Bayer. Grenz­

polizei
Vom 16. Januar 1960

Auf Grund des Art. 36 des Gesetzes über die Orga­
nisation der Polizei in Bayern (Polizeiorganisations­
gesetz — POG —) vom 20. Oktober 1954 (BayBS I 
S. 450) erläßt das Bayer. Staatsministerium des 
Innern folgende Verordnung:

§ 1

Im Grenzbereich werden die Aufgaben der Bayer. 
Landpolizei in den in § 2 bezeichneten Gebieten 
(Übertragungsbereich) auf die Bayer. Grenzpolizei 
übertragen.

§ 2

(1) Der Ubertragungsbereich umfaßt

a) die in der Anlage bezeichneten Gemeiridegebiete 
und gemeindefreien Gebiete,

b) den Abfertigungsraum der von der Grenzpolizei 
ständig  besetzten  Landstraßengrenzübergänge,

soweit er im Inland, jedoch außerhalb der in 
Buchstabe a) genannten Gebiete liegt. Der Abfer­
tigungsraum im Sinne dieser Bestimmung umfaßt 
in einem Umkreis von 200 m, gemessen von der 
Schlagbaummitte aus, alle dem öffentlichen Ver­
kehr zugänglichen Straßen, Wege und Plätze, fer­
ner alle bebauten und unbebauten Flächen, die 
der Grenzabfertigung dienen.

(2) Für die Abgrenzung der in Abs. 1 Buchst, a) 
genannten Gebiete gilt folgendes:

a) Teile von Gemeindegebieten und gemeindefreien 
Gebieten, die im Ubertragungsbereich liegen (Ge­
bietseinschlüsse),  gehören  zum  Ubertragungs­
bereich, wenn er sie vollständig umschließt.

b) Berggipfel, Höhenpunkte, Kammlinien, Almhüt­
ten (Alpen), Unterkunftshäuser und ähnliche Ob­
jekte, die den Übertragungsbereich begrenzen, 
zählen zum Ubertragungsbereich, wenn sie von 
ihm aus unmittelbar erreicht werden können.

c) Eisenbahnlinien, Straßen und Wasserläufe, die 
den Ubertragungsbereich gegen das Inland be­
grenzen, gehören nicht zu ihm, sofern in der An­
lage nichts anderes angegeben ist.

§ 3

(1) Der Landpolizei obliegen im Ubertragungs­
bereich weiterhin die überörtliche Verkehrsüber­
wachung und die Lebensmittelüberwachung.  Die 
Grenzpolizei ist befugt, unaufschiebbare Maßnah­
men zu treffen.

(2) Die Landpolizei ist im Ubertragungsbereich zu­
ständig,

a) wenn sie im Einzelfall von einer Dienststelle der 
Grenzpolizei, einem Gericht oder einer Staats­
anwaltschaft um die polizeiliche Verfolgung eines 
Verbrechens oder Vergehens ersücht wird, das 
nach Auffassung der ersuchenden Stelle wegen 
seiner besonderen Gefährlichkeit für die All­
gemeinheit, wegen der räumlichen Ausdehnung 
der durch die Straftat herbeigeführten Bedrohung 
oder Schädigung den Bevölkerung oder wegen der 
besonderen Umstände der Begehung von der 
Grenzpolizei nicht wirksam genug bearbeitet wer­
den kann,

b) wenn sie im Einzelfall von einer Dienststelle der 
Grenzpolizei, einem Gericht oder einer Staats­
anwaltschaft  um  die  polizeiliche  Bearbeitung 
eines Unfalles ersucht wird, der den Verdacht 
eines Verbrechens oder Vergehens begründet oder 
Personenschäden verursacht hat und wegen der 
besonderen Umstände des Falles von der Grenz­
polizei nicht wirksam genug bearbeitet werden 
kann,

c) wenn die Grenzpolizei nicht zur Stelle ist oder 
nicht rechtzeitig zur Stelle sein kann.

§ 4

Diese Verordnung tritt am 15. Februar 1960 in 
Kraft. Gleichzeitig werden folgende Verordnungen 
über die Übertragung von Aufgaben der Bayer. 
Landpolizei auf die Bayer. Grenzpolizei aufgehoben:

Erste Verordnung vom 18. Juli 1955 (BayBS I S. 459), 
Zweite Verordnung vom 29. Januar 1957 (GVB1.
S. 19),

Dritte Verordnung vom 31. Juli 1957 (GVB1. S. 173), 
Vierte Verordnung vom 28. August 1957 (GVB1.
S. 210).

München, den 16. Januar 1960

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Goppel. Staatsminister
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Anlage
Verzeichnis

der Gebiete, in denen gern. Art. 36 POG und § 2 
Abs. 1 Buchst, a der Verordnung die Aufgaben der 
Landpolizei von der Grenzpolizei wahrzunehmen 
sind:

(In  der  Amtsbezirksübersichtskarte  von  Bayern  1:100 000 
nur mit „F. B.“ bezeichnete gemeindefreie Gebiete (Forst­
bezirke)  sind  an  Hand  der  Amtsgerichtsübersichtskarte 
1:100 000 in der dort verwendeten Schreibweise bezeichnet. 
B bedeutet Bundesstraße.)

Reg.Bezirk 
Landkreis Gemeindegebiet

gemeindefreies Gebiet 
(Forstbezirk)

Oberbayern

Berchtesgaden Landschellenberg 
Maria Gern 
Markt­
schellenberg 
Scheffau

Traunstein Oberwössen 
Reit im Winkl 
Schleching

Bischofswiesen  ostwärts 
B 20 (ohne B 305) 

Hintersee südl. u. nord­
westlich  der  Straße 
Ramsau—Hirschbichl 

Jettenberg südwestlich 
B 305 

Königssee 
(ohne
1) Kehlsteinstraße,
2) Anlagen der Jenner­
seilbahn,

3) Scharitzkehlstraße 
u.  Scharitzkehlalm,

4) Christophorusschule 
mit  Zufahrtsstraße,

5) Vorderbrand u. Hin­
terbrand  mit  den 
Zufahrtsstraßen,

6) Fläche  des  Königs­
sees nördl. der Linie 
Südwestgrenze  Ge­
meinde Königssee — 
Südostgrenze  Ge­
meinde Schönau,

7) Malerwinkel u. Fuß­
weg zwischen See­
lände Königssee und 
Malerwinkel)

Ramsau südl. der Straße 
Ramsau — Hirschbichl 

Sankt Bartholomä 
(einschl.  Siedlung  St. 
Bartholomä) 

Schellenberg 

‘Weißbach
(ohne  Gebietsstreifen 
zwischen  den  beiden 
Teilgebieten  der  Ge­
meinde  Weißbach  an 
der B 305)

Inzell südl. u. südwestl. 
B 305

Oberwössen 

Reit im Winkl 

Schleching 

Seehaus

Rosenheim

Miesbach

Grainbach 
Hohenaschau 
westlich d. Prien 
(ohne Ortschaft 
Hohenaschau) 
Kiefersfelden 
Nußdorf 
Roßholzen 
Sachrang 
Steinkirchen 
Törwang

Bayrischzell südl. 
der Linie Klei­
ner Traithen — 
Bachlauf—Beim 
schweren  Gat­
ter — Sillberg — 
Soin-Alpe — 
Auerspitz — 
Kümpfl-Alpe — 
Gemeinde­
grenze
Rottach-Egern  u. 
Schliersee südl. d. 
Linie Pfanngra- 
ben — Rote Va­
lepp — Waitzin- 
geralpe — Ober­
hoferalpe—Stol-

Zell
(ohne Anlagen der 
Rauschbergbahn)

Reg.Bezirk
Gemeindegebiet

gemeindefreies Gebiet
Landkreis (Forstbezirk)

noch Miesbach zenalpe —  An­
kerstube — 
Weiße Valepp — 
Talweg Bernau­
stube—Neualpe 
—  Bachlauf  — 
Gemeinde-
grenze
Kreuth
(ohne B 318)

Bad Tölz Lenggries südlich Jachenau südl. d. Linie
der  Linie  Sau- Gemeindegrenze —
rüsselkopf—Ho- Hirschhörndl — Spitz-
henwiesnerberg berg  —  Risser  Hoch-
—  Hochberg — köpf — Altlacher Hoch-
Hoher Zwiesler köpf — Markkopf
— südwestl. zur 
Gemeinde-

Lenggries

grenze

Garmisch- Ettal westlich des Ettal
Partenkirchen Lähnergrabens

Grainau
Mittenwald
(ohne
B 2  nördl.  und
nordwestl.  der 
geschlossenen 
Ortschaft  Mit­
tenwald,
B 11,
B 307)

Niederbayern
Kötzting Atzlern

Engelshütt
Eschlkam
Großaign
Kleinaign
Lam
Lohberg
Neukirchen
b Hl. Blut
Rittsteig
Stachesried
Vorderbuchberg
Warzenried

Regen Bayer. Eisenstein Frauenauer Wald
Frauenau Klautzenbacher Wald
Lindberg u. Hennenkobl 

(ostw. Teil)

Zwieseler Waldhaus

Grafenau Spiegelau Klingenbrunner Wald
Sankt Oswald Sankt Oswald
Schönanger

Waldhäuserwald

Wolfstein Altreichenau Annathaler Wald
Bischofsreut Frauenberger Wald und
Finsterau Duschlberger Wald
Gsenget
Haidmühle Craineter Wald

Herzogsreut Leopoldsreuter Wald
Klafferstraß
Lackenhäuser

Philippsreuter Wald

Neureichenau Pleckensteiner Wald
Philippsreuth Schlichtenberger Wald 

Schönbrunner Wald

Wegscheid Breitenberg 
Eidenberg 
(ohne B 388) 
Gollnerberg 
Gottsdorf 
Meßnerschlag 
Thalberg

Oberpfalz
Tirschenreuth Bärnau Altherrgott

Ellenfeld Griesbacher Wald
Griesbach und Brentlohe
Hohenthan
Mähring
Münchenreuth Hochberg

Neualbenreuth Münchenreuther Wald
Ottengrün
Querenbach
Thannhausen

Mugirangen

Pfuderforst

Waldsassen Plößberger Wald
Wernersreuth Rosaller Wald 

Wernersreuther Wald
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R eg.B ezirk 

L andkreis
G em eindegebiet

g em eindefreies G ebiet 

(F orstbezirk)

R eg.B ezirk 

L andkreis
G em eindegebiet

gem eindefreies G ebiet 

(F orstbezirk)

noch O berpfalz

N eustadt

a. d. W aldnaab

F lossenbürg

V ohenstrauß B rü n st

E slarn

G eorgenberg

N eudorf

P frentsch

R ein h ard srieth

W aidhaus

W aldkirch

O berviechtach D ietersdorf

H annesried

Schönau

Schönsee

S tadlern

W eiding

H aselstein 

O berer und U n terer 

F lossenbürger W ald

E slarn/M itte 

M itterberg ostw . S traß e 

R einhardsried-H agen- 

d o rf-S traß e einschl. 

N euenham m er 

P frentschw eiherw iesen 

u  P frentschw eiherlohe 

P fiugbühl-R oßtränkholz 

S ulzberg

noch  K ronach H einersberg 

K alten b ru n n  

K ehlbach 

K lein tettau  

L angenau 

L auenhain 

L auenstein 

L udw igsstadt 

N eundorf 

N eukenroth 

w estl.  d.  B ah n ­

linie  K ronach- 

L udw igsstadt 

N ordhalben 

R appoltengrün 

R eichenbach 

S chw ärzdorf 

S teinbach 

a. d. H aide 

Stockheim  

(ohne B   85) 

T ettau  

T schirn 

W elitsch

O berer und U n terer W ald 

nördl. d er L angenau 

R othenkirchen 

S chw arzer B erg 

T ettau

T schirner W ald

W aldm ünchen B reitenried

G leißenberg

H erzogau

H öll

L ixenried

S pielberg

S teinlohe

T iefenbach

T reffeistein

U lrichsgi ün

U nterg rafen ried

A rn stein er F orst 

B uchw alli u. H ochalohe 

E glseer  u.  S pielberger 

H olz 

K leeberg

V orderer  und  h in terer 

K ießling  und  H erzog- 

au er B erg

W aldm ünchner F orst

N aila

C ham F u rth  i. W ald 

R änkam

B ad S teben 

C arlsgrün 

Issigau 

K em las 

L angenbach 

L ichtenberg 

O bersteben 

R eitzenstein 

(nur G em ar­

kung  E ichen­

stein) 

S teinbach 

b. G eroldsgrün

O beriranken

S taffelstein   A utenhausen 
D ietersdorf 

G em ünda  i.  O fr. 

G leism uthhausen 

L echenroth 

M erlach 

N eundorf 

O berelldorf

C oburg A hlstädt 

A ltenhof 

B irkig 

ĵrüx 

E bersdorf 

b. N eustadt 

b. C oburg 

Elsa

Fischbach

F ornbach

F ü rth  a. B erg

G au erstad t

G rattstad t

H assenberg

H eldritt

H öhn

H orb

b. F ü rth  a. B erg 

K etschenbach 

L em pertshausen 

M ährenhausen 

M eilsehnitz 

M irsdorf 

M ittelberg 

N eukirchen 

ö ttin g h au sen  

O ttow ind 

P lesten 

R odach 

R oßfeld 

R ottenbach 

R üttm an n sd o rf 

R udelsdorf 

S chönstädt 

Sülzfeld 

T rem ersd o rf 

W eim ersdorf 

W eißenbrunn 

vorm  W ald 

W eitram sdorf 

W ildenheid 

W örlsdorf

K ronach B uchbach 

B urggrub 

E bersdorf 

F ried ersd o rf 

H aig 

H aßlach 

b. T euschnitz

B reitenau

B rüx

C allenberg II 

G ellnhausen 

H ähnles 

K öllnholz

N eustadt  b. C oburg 

T aim bach

E nnesberg

E ppenberg und L ehen 

G eheeg 

L angenbach 

L udw igsstadt 

N o rdhalbener W ald

H of B erg

B ug

E isenbühl

Feilitzsch

G atten d o rf

G ottm annsgrün

H aderm annsgrün

H aidt

Isaa r

Joditz
(ohne A utobahn) 

M ünchenreuth 

R udolphstein 

S chnarchenreuth 

Töpen 

T rogen 

T iefengrün 

V ierschau

R ehau

W unsiedel

E rk ersreu th  

F aß m an n sreu th  

H ohenberg 

a. d. E ger 

L ängenau 

L auterbach 

M ühlbach 

N entschau 

N euhaus a. d. E ger 

N euhausen 

P rex

R egnitzlosau

S chw esendorf

S ilberbach

H ohenberg I 

H ohenberg II 

R ehau

Selb  ostw .  d er  S traße 

Selb — S chirnding

F ischern 

(ohne  G em ar­

kung  O schw itz) 

S chirnding

A rzberg

U nterfranken

M ellrichstadt  B rüchs

E ußenhausen

F ilke

F ladungen

H ausen

H endungen

H eu fu rt

L eubach

M ühlfeld

O berfladungen

N eustädtles

R appershausen

R oßrieth

R oth

R üdenschw inden 

S ands 

S ondheim  

,  V ölkershausen 

W eim ar­

schm ieden 

W illm ars

M ellrichstadt
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Reg.Bezirk 
Landkreis Gemeindegebiet

gem eindefreies Gebiet 
(Forstbezirk)

Reg.Bezirk 

Landkreis  I Gemeindegebiet
gemeindefreies Gebiet 

(Forstbezirk)

noch Unterfranken 
Königshofen  Aisleben 

i. Grabfeld  Breitensee 
Eyershausen 
Herbstadt 
Höchheim 

Irm elshausen 
Ottelmanns- 
hausen 

Rothausen 
Sternberg 

i.  Grabfeld 
Schwanhausen 
Trappstadt 
Zimmerau

Hofheimi.Ufr. Erm ershausen

Ebern

Schwaben

Füssen

Allertshausen
Dürrenried
Eckartshausen
Gückelhirn
Hafenpreppach
M aroldsweisadi
Voccawind
W asmuthhausen

Lindach

Buching und 
Trauchgau  süd- 
ostw.  der  Linie 
O berreithner 
Hütte  —  Käl­
berhütte — 
W olfskopf — 
Hochries — 
Düm pftenalpe—- 
Görgel-Eck — 
Hennenkopf  — 
Roßhütte 

Pfronten südl.  d. 
Linie  Vils  ab 
Landesgrenze
—  Einmündung 
Steinacher  Ach
—  Steinadler
Ach bis Driendl- 
m ühle — Punkt 
1272  —  Punkt
1198  —  Punkt
1392  —  Ge­
m eindegrenze

Hohenschwangau 
(ohne Alpsee und Ufer­
straße  bis  auf  Höhe 

des  nordwestl.  Endes 

des Sees)

Sonthofen Aach i. Allgäu 
Balderschwang 
Hindelang 
Obermaiselstein 
Oberstdorf südl. 

u.  westlich  der 
Linie  Zeiger­
kopf  —  Falter­
bach (ohne  An­
lagen  der  Ne­
belhornbahn) — 
Trettach-Ein-

mündg.  Oybach 
— Gerade west­

lich  zur  Still. 
ach-Einmün- 
dung  in  Breit- 
ach  —  Gemein­
degrenze 

Unterjoch 
Tiefenbach 
b. Oberstdorf

Niederstaufen 
(ohne B 308) 

Oberreute 
(ohne B  308) 

Scheffau 
Scheidegg 
(ohne B 308).

Berichtigungen
In den Durchführungsbestimmungen zum Gesetz 
über die Grunderwerbsteuerbefreiung für den sozia­
len Wohnungsbau — II. GrESWDB — vom 21. De­
zember 1959 (GVB1. S. 325) muß es im Einleitungs­

satz (Zeile  2)  statt  „Grundsteuerbefreiung“  richtig 

„Grunderwerbsteuerbefreiung“ heißen.

München, den 5. Januar 1960

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

I. A. K 1 e i s 1, Ministerialrat

*

In der Wahlordnung für die Gemeinde- und Land­
kreiswahlen (Gemeindewahlordnung — GWO) vom
11. Dezember 1959 (GVB1. S. 275) muß es

1. in § 33 Abs. 5 Ziffer 1 Satz 2 anstatt „im Sinne 

von Art. 5 letzter Satz GWG“ richtig „im Sinne 

von Art. 5 letzter Absatz GWG“.

2. in § 40 Abs. 5 Satz 1 anstatt „(Anlagen Nr. 6, 8, 11 

t  und 12)“ richtig „(Anlagen Nr. 7, 9,  12 und 13)“

heißen.

München, den 19. Januar 1960

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

I. A. Dr. 111 i g, Ministerialdirigent

noch
Sonthofen

Lindau
(Bodensee)
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